
   Inhalt 
 

Neues aus der Gesetzgebung & Finanzverwaltung 
 
OECD-Konzept für internationale Steuerreform auf G20-Finanzministertreffen beschlossen  
Rat der EU nimmt befristete Mehrwertsteuerbefreiung für „Beschaffungen zur kostenlosen 
Überlassung“ an  
 

Aktuelle Rechtsprechung 
 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 15. Juli 2021 
Weitere Veröffentlichungen vom Tage 
Umsatzsteuerrechtliches Entgelt bei „0 %-Finanzierung“  
Steuerpflicht der Zinsen aus einer Kapitallebensversicherung bei Umschuldung eines sog. 
Neudarlehens  
 

Noch Fragen? 
  

steuern + recht aktuell 
Ausgabe 28 

15. Juli 2021 

  Wichtige Änderungen in Recht und Gesetz 



2 

Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
OECD-Konzept für internationale Steuerreform auf G20-Finanzministertreffen 
beschlossen 

Das BMF vermeldet, dass das OECD-Konzept im Rahmen des G20-
Finanzministertreffens am 09/10. Juli 2021 beschlossen wurde. Inzwischen haben 
132 Staaten zugestimmt. Die Zustimmung von 8 Staaten (darunter Irland, Estland 
und Ungarn) steht noch aus. Laut Medienberichten sollen bis Oktober 2021 die 
letzten Fragen geklärt werden, um dann die Zustimmung der Staatsoberhäupter 
der G20 einzuholen. 

Für die Umsetzung der Regelung in der EU ist Einstimmigkeit im Ministerrat 
erforderlich. 

 
Rat der EU nimmt befristete Mehrwertsteuerbefreiung für „Beschaffungen zur 
kostenlosen Überlassung“ an 
 
Der Rat hat am 13. Juli 2021 eine Änderung der 
Mehrwertsteuerrichtlinie angenommen, mit der als Reaktion auf die COVID-19-
Pandemie eine befristete Mehrwertsteuerbefreiung für Einfuhren und bestimmte 
Lieferungen eingeführt wird. Die Richtlinie über „Beschaffungen zur kostenlosen 
Überlassung“ wird es der Kommission und den EU-Agenturen erleichtern, Waren 
und Dienstleistungen zu erwerben, um sie im Kontext der anhaltenden 
Gesundheitskrise kostenlos an die Mitgliedstaaten zu verteilen. 

Mit dieser Anpassung werden Käufe von Waren und Dienstleistungen, die von 
einer Einrichtung der EU im Namen der Mitgliedstaaten zur Reaktion auf die 
durch die COVID-19-Pandemie verursachte Notlage getätigt werden, 
vorübergehend in die Liste der steuerfreien Umsätze in der 
Mehrwertsteuerrichtlinie aufgenommen. Durch die neue Befreiung sollen mehr 
Spenden an die Mitgliedstaaten und ihre Einrichtungen ermöglicht werden, da die 
EU-Einrichtungen von dem Haushalts- und Verwaltungsaufwand entlastet 
werden, der den Vorgang bislang behindert hat. 

Dank dieser Änderung werden die Kommission und die EU-Agenturen in der Lage 
sein, den EU-Haushalt bestmöglich zu nutzen, um die Folgen der COVID-19-
Pandemie zu bewältigen. Sobald die Notlage überwunden ist, werden die 
geltenden Mehrwertsteuersätze wieder angewandt. 

Hintergrund und nächste Schritte 

Die Kommission hat ihren Vorschlag am 12. April 2021 vorgelegt, um das 
Problem anzugehen, dass Mehrwertsteuerbefreiungen für Käufe einer EU-
Einrichtung auf Käufe für den amtlichen Gebrauch dieser EU-Einrichtung 
beschränkt waren. Die Befreiungen galten nicht für Käufe zwecks Spenden an 
Mitgliedstaaten oder beispielsweise an Gesundheitsbehörden oder 
Krankenhäuser, da dies nicht als amtliche Verwendung galt. Dank der 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/BEPS/schaedlichen-steuerwettbewerb-bekaempfen.html
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9995-2021-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9995-2021-INIT/de/pdf
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Mehrwertsteuerbefreiung werden mehr Mittel zur Verfügung stehen, um den 
Mitgliedstaaten im Kontext der COVID-19-Pandemie Waren und Dienstleistungen 
bereitzustellen. 

Damit die bereits laufenden Maßnahmen zur Bewältigung der Auswirkungen der 
Pandemie erfasst werden, wird die Richtlinie rückwirkend ab dem 1. Januar 2021 
gelten. 

Fundstelle 

Rat der EU, Pressemitteilung vom 13. Juli 2021.   

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2021/07/13/council-adopts-a-temporary-buy-and-donate-vat-exemption/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Rat+nimmt+befristete+Mehrwertsteuerbefreiung+f%u00fcr+%u201eBeschaffungen+zur+kostenlosen+%u00dcberlassung%u201c+an
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 15. Juli 2021 

 
 
Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen einer 
(Unter-)Personengesellschaft, an der eine 
Oberpersonengesellschaft beteiligt ist, führt nicht zum 
nachträglichen Wegfall des verminderten Wertansatzes für das 
Betriebsvermögen der Oberpersonengesellschaft. Der 
Verschonungsabschlag für den Erwerb eines Anteils an einer 
Oberpersonengesellschaft kann jedoch nachträglich wegfallen, 
wenn Wirtschaftsgüter der Unterpersonengesellschaft, die 
wesentliche Betriebsgrundlagen der Oberpersonengesellschaft 
darstellen, veräußert oder anderen betriebsfremden Zwecken 
zugeführt werden.  
 
Zum Urteil, siehe auch das inhaltsgleiche Urteil II R 11/18. 
 
 

Wohnungsbauten i.S. des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG sind Gebäude, 
die ausschließlich Wohnzwecken dienen. Gemischt genutzte 
Gebäude werden nicht erfasst. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei der Bewertung von Arbeitslohn anlässlich einer 
Betriebsveranstaltung sind alle mit dieser in unmittelbarem 
Zusammenhang stehenden Aufwendungen des Arbeitgebers 
anzusetzen, ungeachtet dessen, ob sie beim Arbeitnehmer einen 
Vorteil begründen können. 
Die danach zu berücksichtigenden Aufwendungen (Gesamtkosten) 
des Arbeitgebers sind zu gleichen Teilen auf die bei der 
Betriebsveranstaltung anwesenden Teilnehmer aufzuteilen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 

Urteil II R 10/18: Wegfall 
des Verschonungs-
abschlags bei 
mehrstöckigen 
Personengesell-
schaften 
 
 
 
 
 
16. März 2021 
 

Urteil IV R 32/18: 
Gemischt genutzte 
Gebäude keine 
Wohnungsbauten i.S. 
des § 9 Nr. 1 Satz 2 
GewStG 
 
 
 
 
 
15. April 2021 
 

 

 

Urteil VI R 31/18: 
Bewertung von 
Arbeitslohn anlässlich 
von Betriebsver-
anstaltungen 
 
 
 
 
 
29. April 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110126/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150102/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110128/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110129/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil II R 5/19: Sachaufklärungspflicht des FG bei Ermittlung des 
Anteilswerts einer nicht börsennotierten Kapitalgesellschaft 
02. Dezember 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil VIII R 7/18: Zur Berücksichtigung nacherklärter Einkünfte aus 
Kapitalvermögen gemäß § 173 Abs. 1 AO im Rahmen einer 
Günstigerprüfung gemäß § 32d Abs. 6 EStG 
25. März 2021 
Zum Urteil 
 
Urteil VIII R 1/18: Ersetzung eines Haftungsbescheids durch einen 
Nachforderungsbescheid während des Revisionsverfahrens 
25. März 2021 
Zum Urteil 
 
Beschluss VII B 62/20: Einstweiliger Rechtsschutz gegen 
Verfahrenshandlungen - Verbindung von Einspruchsverfahren nicht 
isoliert angreifbar - Steuergeheimnis bei der gesonderten und 
einheitlichen Gewinnfeststellung 
30. März 2021 
Zum Urteil 

 

Rechtsprechung im Blog 
 

Umsatzsteuerrechtliches Entgelt bei „0 %-Finanzierung“ 

Trägt im Rahmen einer Warenlieferung mit „0 %-Finanzierung“ der liefernde 
Unternehmer die Kosten der Finanzierung des Kaufpreises durch einen Dritten 
(Kreditinstitut) in der Weise, dass das Kreditinstitut im Rahmen der Auszahlung 
an den Unternehmer vom Darlehensbetrag die Zinsen einbehält und der Kunde in 
Raten den Kaufpreis an das Kreditinstitut zahlt, mindern die einbehaltenen Zinsen 
das Entgelt der Warenlieferung des Unternehmers an den Kunden auch dann 
nicht, wenn der Unternehmer in der Rechnung gegenüber dem Kunden angibt, er 
gewähre ihm einen Nachlass in Höhe der Zinsen. Dies hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Streitig ist, ob die umsatzsteuerrechtliche Bemessungsgrundlage aus 
Warenverkäufen im Zusammenhang mit sog. 0 %-Finanzierungen um die an ein 
finanzierendes Kreditinstitut entrichteten Finanzierungsentgelte zu mindern ist. 

Das Finanzamt lehnte die Minderung ab. 

Die Klage vor dem Hessischen Finanzgericht hatte keinen Erfolg. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110127/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110132/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110131/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110130/
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Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision zurückgewiesen. 

Bei dem jeweiligen –vom Kunden geschuldeten—Kaufpreis handelt es sich um 
die Gegenleistung für die Lieferung der Klägerin an den Kunden; der Kaufpreis 
bzw. die (ungekürzte) Darlehensvaluta bildet die umsatzsteuerrechtliche 
Bemessungsgrundlage für die Besteuerung der jeweiligen Lieferung. 

Der Kaufvertrag über die Lieferung der Waren wurde zum Barzahlungsbetrag 
abgeschlossen. Über diese Summe vereinbarte der Kunde mit der Bank das von 
der Klägerin vermittelte Sonderzinsdarlehen mit einer Auszahlung an die Klägerin 
zur Tilgung der Kaufpreisschuld unter Einbehalt der vereinbarten „Subvention“. 

Zur Bestimmung der Bemessungsgrundlage für die Besteuerung der Lieferung ist 
es unerheblich, dass der jeweilige Kunde den vereinbarten Kaufpreis nicht 
unmittelbar an die Klägerin, sondern unter Einschaltung der Bank zahlte. Denn 
Art. 73 MwStSystRL verlangt nicht, dass die Gegenleistung für die Lieferung 
unmittelbar vom Empfänger der Lieferung erbracht wird. Die Entrichtung der 
Gegenleistung kann auch – wie im Streitfall – durch eine Bank erfolgen (u.a. 
EuGH, Urteil vom 25. Mai 1993, C-18/92 „Bally“, Rz 16 f.). 

Das Entgelt als Bemessungsgrundlage für die Besteuerung der Lieferung an den 
Kunden, das im Streitfall der Darlehensvaluta entspricht, ist nicht um die von der 
Bank einbehaltene „Subvention“ zu kürzen. Denn der Einbehalt hat seinen 
Rechtsgrund nicht im für die Besteuerung allein maßgeblichen Rechtsverhältnis 
zwischen der Klägerin und dem Kunden (hierzu im Folgenden aa), sondern im 
Rechtsverhältnis zwischen der Klägerin und der Bank (hierzu im Folgenden bb). 
Jenes gesondert zu betrachtende Leistungsverhältnis kann die 
Bemessungsgrundlage für die Lieferung der Klägerin an den Kunden nicht 
berühren. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 24. Februar 2021 (XI R 15/19), veröffentlicht am 08. Juli 2021. 

 

Steuerpflicht der Zinsen aus einer Kapitallebensversicherung bei 
Umschuldung eines sog. Neudarlehens 

Ein Forwarddarlehen, das durch die Abtretung der Ansprüche aus einer 
Kapitallebensversicherung besichert wird, dient im Rahmen einer Umschuldung 
nicht unmittelbar und ausschließlich i.S. des § 10 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. Abs. 2 Satz 
2 Buchst. a EStG 2004 der Finanzierung der Anschaffungs- und 
Herstellungskosten eines Wirtschaftsguts, wenn es höher als die Restschuld des 
umzuschuldenden Darlehens ist und der übersteigende Betrag zur Finanzierung 
der Bereitstellungszinsen und anderer umschuldungsbedingter Aufwendungen 
verwendet wird. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 

Sachverhalt 

Der Kläger hatte Bereitstellungszinsen, die über der Bagatellgrenze des § 10 Abs. 
2 Satz 2 Buchst. a Einkommensteuergesetz (EStG) a.F. lagen, im Rahmen eines 
Umschuldungsdarlehens mitfinanziert. 

Darin sah das Finanzamt steuerschädliche Darlehensverwendung und leitete 
daraus die Steuerpflicht der Zinsen aus einer Kapitallebensversicherung ab, 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110125/
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deren Ansprüche der Kläger zur Tilgung und Besicherung des Forwarddarlehens 
an die Bank abgetreten hatte. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf hatte keinen Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision zurückgewiesen. 

Das Finanzgericht habe zu Recht entschieden, dass die rechnungs- und 
außerrechnungsmäßigen Zinsen aus der Kapitallebensversicherung des Klägers 
steuerpflichtig sind. 

Die Gewährung einer Steuerbefreiung gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 2 EStG 2004 
kommt für diese Zinsen nicht in Betracht, weil dem Kläger der 
Sonderausgabenabzug für die Versicherungsbeiträge aufgrund der Abtretung der 
Versicherungsansprüche zur Tilgung und Besicherung des Forwarddarlehens 
gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 4 i.V.m. § 10 Abs. 2 Satz 2, Abs. 2 Satz 2 Buchst. a 
EStG 2004 zu versagen ist. 

Da der Kläger aus den Darlehensmitteln des Forwarddarlehens neben den 
Restschulden aus den ursprünglichen Anschaffungsdarlehen die 
Bereitstellungszinsen und weitere Aufwendungen im Zusammenhang mit der 
Umschuldung finanziert hat, dient das mit der Kapitallebensversicherung des 
Klägers besicherte Forwarddarlehen nicht i.S. des § 10 Abs. 2 Satz 2 Buchst. a 
EStG 2004 unmittelbar und ausschließlich der Finanzierung der Anschaffungs- 
und Herstellungskosten des Einfamilienhauses. 

Dies ist schädlich, weil die Bereitstellungszinsen und die weiteren 
umschuldungsbedingten Aufwendungen die Bagatellgrenze gemäß § 10 Abs. 2 
Satz 2 Buchst. a Halbsatz 2 EStG 2004 übersteigen. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 12. April 2021 (VIII R 6/18), veröffentlicht am 08. Juli 2021. 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
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https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110124/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 
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Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
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